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Abréviations

BUWAL Bundesamt fir Umwelt, Wald und Landschaft

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

BFE Bundesamt flr Energie

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

GPK-NR Geschéaftsprifungskommission des Nationalrates

EICom Eidgendssische Elektrizitatskommission

EU Europaische Union

AKW Atomkraftwerk

USG Umweltschutzgesetz

ASTRA Bundesamt flr Strassen

ENHK Eidgendssischen Natur- und Heimatschutzkommission

SBB Schweizerische Bundesbahnen

EnG Energiegesetz

StromVG Stromversorgungsgesetz

BWW Bundesamt flur Wasserwirtschaft

NAGRA Nationale Genossenschaft fir die Lagerung radioaktiver Abfalle

FiREG Bundesgesetz Uber subsididre Finanzhilfen zur Rettung systemkritischer
Unternehmen der Elektrizitatswirtschaft

OFEFP Office fédéral de I'environnement, des foréts et du paysage

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

CEATE-CN Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

OFEN Office fédéral de I'énergie

CEATE-CE = Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

CDG-CN Commission de gestion du Conseil national

EiICom Commission fédéral de I'électricité

UE Union européenne

Centrale Centrale atomique

ppmique Loi sur la protection de I'environnement

OFROU Office fédéral des routes

CFNP Commission fédérale pour la protection de la nature et du paysage

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

LEne Loi sur I'énergie

LAPpEI Loi sur I'approvisionnnement en électricité

OFEE Office fédéral de I'économie des eaux

CEDRA Société coopérative nationale pour le stockage des déchets radioactifs

LFiEl Loi fédérale sur des aides financiéres subsidiaires destinées au

sauvetage des entreprises du secteur de |"électricité d'importance
systémique
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Chronique générale

Infrastructure et environnement

Energie
Energie

Jahresriickblick 2019: Energie

Einen grossen Umbruch erlebte die Schweizer Energiepolitik 2019 mit der ersten
Ausserbetriebnahme eines konventionell genutzten Kernkraftwerks der Schweiz. Am 20.
Dezember um 12:30 Uhr wurde dem Atomkraftwerk Miihleberg (BE), das seit 1972
Elektrizitat fur die Schweiz geliefert hatte, sprichwortlich der Stecker gezogen. Die
Betreiberfirma BKW hatten schon Ende Oktober 2013 angekundigt, das «Atomi» - wie
es Anwohnerinnen und Anwohner der Region nannten - vom Netz nehmen und die
RiUckbauarbeiten der Anlage bis im Jahr 2034 vollenden zu wollen. Ende 2019 wurde
ebenfalls klar, dass das nahe Basel gelegene und seit Jahren in Kritik stehende
elséssische AKW Fessenheim im Jahr 2020 den Betrieb einstellen wird.

Gleichzeitig sorgte in den Medien 2019 eine per 1. Februar in Kraft getretene
Verordnungsanpassung im Kernenergiebereich flr Furore. Der Bundesrat hatte in
Artikel 123. Abs. 2 der Strahlenschutzverordnung eine Préazisierung vorgenommen,
wonach natlrliche Stoérfalle, die im Schnitt einmal alle 10'000 Jahre vorkommen -
beispielsweise ein starkeres Erdbeben - klar der Storfallkategorie 3 zugeordnet werden
sollen. Bisher war in der Verordnung nicht klar ersichtlich gewesen, ob solche
Ereignisse der Storfallkategorie 2 oder 3 zugeordnet werden mussen. Die Prazisierung
hat zur Folge, dass die AKWs bei Erdbeben dieser Art den weniger strengen
Strahlendosisgrenzwert vom 100 mSv (Kategorie 3) anstatt jenem von 1 mSv (Kategorie 2)
einhalten mussen und somit bei einem solchen Unfall mehr Radioaktivitat austreten
dirfte, als bei einer Einteilung in die Kategorie 2 erlaubt gewesen wére. Die Anderung
war - zumindest in den Augen der Kritikerinnen und Kritiker - insofern auch
(rechtsstaatlich) brisant, als parallel zur Verordnungsanpassung ein gerichtliches
Verfahren um genau diese Verordnungsstelle im Gange war, parlamentarische Prozesse
in die Wege geleitet wurden (P0.18.3175; Mo. 18.3010; Mo. 18.4233) und in der
Vernehmlassung diesbezuglich viele kritischen Stimmen laut geworden waren. Ein
strengerer Grenzwert hatte aber vor allem bedeutet, dass beispielsweise die
Kernenergieanlagen in Beznau die  Sicherheitsbestimmungen (zumindest
voriibergehend) nicht mehr erflllt hatten und folglich vom Netz hatten genommen
werden mussen. Mit dieser Frage musste sich 2019 auch die UREK-SR intensiv befassen,
die selbst nach umfangreichen Anhérungen ein Kommissionspostulat als Erweiterung
des in drei Sitzungen diskutierten standeratlichen Postulats mit dem Ziel einreichte,
bessere Kenntnisse Uber die Folgen dieser Verordnungsrevisionen fur die Bevolkerung
zu erlangen. Stillschweigend nahm das Stockli das heiss diskutierte Postulat im Frihling
2019 an.

Zentrales Thema im Kernenergiebereich bildete zudem 2019 auch weiterhin die Suche
nach geeigneten Standorten fiir die Errichtung von Tiefenlagern fir die Endlagerung
von radioaktiven Abféallen aus Kernkraftwerken sowie aus der Forschung. Nach
Abschluss der zweiten Etappe im Sommer 2018 begannen in der dritten Etappe
vorwiegend auch im Jahr 2019 nach und nach verschiedenste Sondierbohrungen in den
in der engeren Auswahl stehenden Standortgebieten Jura Ost (AG), Nordlich Lagern (AG
und ZH) und Zirich Nordost (TG und ZH). In den betroffenen Regionen wurden diese
detaillierten Untersuchungen der Umweltbeschaffungen zum Dauerbrenner in den
lokalen Zeitungen, vor allem auch deshalb, weil diese nun deutlich sichtbaren Arbeiten
teils auf grossen Widerstand aus der lokalen Bevolkerung stiessen. Der Bundesrat
rechnete indes damit, im Jahr 2029 den definitiven Standortentscheid flur ein
geologisches Tiefenlager bekannt geben zu kénnen.

Das im Bereich der Wasserkraft dominierende Thema war zum einen die Frage nach der
Festlegung des Wasserzinsmaximums - also die maximal mogliche durch den Kanton
festgelegte Abgeltung der Wasserkraftwerkbetreiber an den Kanton fur die Nutzung des
offentlichen Gutes Wasserkraft. Wahrend die eine Seite fur eine Senkung ebendieses
Maximums plédierte mit der Begrundung, die inléndische Wasserkraft so finanziell
besser aufstellen zu kénnen, setzten sich in der Schlussabstimmung vom Mai 2019 die
Gebirgskantone durch, die sich fir eine Verlangerung des derzeit geltenden
Wasserzinsregimes von CHF 110 pro Kilowatt Bruttoleistung bis Ende 2024 eingesetzt
hatten.

Zum anderen diskutierten die UREK-Kommissionen und die Réate eine parlamentarische
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Initiative, die eine Anpassung der Regelungen fiir Umweltvertraglichkeitspriifungen
verlangte.  Demnach  sollen bei  Neukonzessionierungen fur  bestehende
Wasserkraftanlagen die Rahmenbedingungen so gedndert werden, dass die Basis fur die
Beurteilung flur die Festlegung von Umweltkompensationsmassnahmen neu auf den
Zustand zum Zeitpunkt der Konzessionseinreichung festgelegt werden soll. Nach
bisheriger Regelung mussten Umweltschutzkompensationsmassnahmen auf Basis des
Zustandes vor Errichtung der Anlage erfolgen. Da die Anlagen aber teilweise schon seit
Uber 80 Jahren bestehen, die Ermittlung des urspringlichen Landschaftsbildes sich als
schwierig erwies und die Wasserkraftwerkbetreiber somit hoher Unsicherheit und
hohen Kosten begegnen wurden, stimmte eine Mehrheit des Nationalrates im Herbst
2019, sowie auch eine Mehrheit des Standerates in der Wintersession fur diese
Lockerung der Umweltschutzbestimmungen. Eine Minderheit hatte vergebens die
Meinung des Bundesrates vertreten und versucht, eine Formulierung beizubehalten, die
mehr Massnahmen zugunsten der Umwelt beinhaltete.

Im Bereich der fossilen Energietrager sorgte eine Ankindigung des Bundesrates von
Ende Oktober fur grosses Aufsehen, in welcher er die Vernehmlassung fur die
Schaffung eines neuen Gasversorgungsgesetzes (GasVG) eroffnete. Der Bundesrat
beabsichtigte demnach, den Gasmarkt in der Schweiz teilweise zu 6ffnen. Analog zum
Modell im Strommarkt kénnten so kunftig Grosskundinnen und Grosskunden ihren
Anbieter frei auf dem Markt wéhlen. Mit der Schaffung des neuen GasVG soll zudem
eine spezielle Gasmarktordnung geschaffen werden, die den bisher sehr vage
geregelten Gasmarkt besser koordinieren soll. Ein kleines Erdbeben mit nationaler
Ausstrahlkraft verursachte zudem die kantonale Berner Energievorlage, die am 10.
Februar 2019 eine knappe Abfuhr an der Urne erhielt. Die Vorlage beinhaltete
Massnahmen im Gebaudebereich, mit denen die Energieziele des Bundes auf
kantonaler Ebene - unter anderem durch den Ersatz von Gas- und Olheizungen durch
Technologien erneuerbarer Energiequellen - hatten umgesetzt werden sollen.

Ein in den Medien stark aufgegriffenes Thema war die Frage nach der Revision des
Stromversorgungsgesetzes - also einer Neugestaltung des Strommarktdesigns
dergestalt einer Strommarktliberalisierung mit einer freien Wahl des Stromanbieters fur
alle. Diese Diskussion war stets auch verknlpft mit der Frage nach einem
Stromabkommen mit der EU, das eine solche Strommarktliberalisierung als
Voraussetzung vorsieht. Die Arbeiten und Verhandlungen in diesem Bereich werden
sich wohl in den kommenden Jahren fortsetzen.

Allgemein betrachtet verzeichnete das Kapitel «Energie» 2019 im Vergleich zu den
Jahren 2016-2018 einen starken Rickgang an Zeitungsberichterstattungen - wie eine
Analyse von APS Ende 2019 zeigte. Wahrend der Themenbereich «Energie» in den
Jahren 2016 und 2017 zwischen 3.5 bis fast 4 Prozent aller erfassten
Zeitungsberichterstattungen ausmachte, halbierte sich dieser Anteil in den Jahren 2018
sowie 2019 um mehr als die Hélfte. Dies lasst sich wohl mit den beiden
Volksabstimmungen «Fir den geordneten Ausstieg aus der Atomenergie
(Atomausstiegsinitiative)» von Ende 2016 sowie der Energiestrategie 2050 erklaren, die
ebenfalls in einer Referendumsabstimmung im Mai 2017 ihren Héhepunkt fand, und die
fir eine starke Berichterstattung sorgten. Innerhalb des Jahres 2019 liess sich ein
leichtes Sommertief sowie ein Anstieg der Zeitungsberichterstattung auf die
Herbstsession hin feststellen, wobei der Hochstwert von gut 2.4 Prozentpunkten im
Jahresvergleich immer noch tief ausfiel. '

Jahresriickblick 2020: Energie

Trotz der alles Uberschattenden und die Regierung auf Trab haltenden Corona-
Pandemie kundigte der Bundesrat im Frihling an, eine umfassende Revision des
Energiegesetzes (EnG) in Angriff nehmen zu wollen und schickte die entsprechende
Vorlage im April in die Vernehmlassung. Diese Vorlage entpuppte sich als wohl
wichtigstes Geschéaft in der Energiepolitik 2020. Mit der Anpassung des 2017 von der
Stimmbevdlkerung in einem Referendum gutgeheissenen EnG will der Bundesrat die
bestehenden Fordermassnahmen verldngern und gleichzeitig wettbewerblicher
ausgestalten. Nebst beispielsweise einer Verlangerung der Investitionsbeitrage in die
Wasserkraft bis ins Jahr 2035 sollen verbindliche Ausbauziele fir die erneuerbaren
Energien ins Gesetz aufgenommen werden. Mit der Revision soll zu guter Letzt auch
eine  Verbesserung der Stromversorgungssicherheit erreicht werden. Die
Vernehmlassung fiel grundsatzlich positiv aus, zumal viele Teilnehmende die
Stossrichtung fur eine Verlangerung und Optimierung der Férderung erneuerbarer
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Energien sowie fir den Erhalt der Stromversorgungssicherheit begrissten. Jedoch
monierte beispielsweise die Regierungskonferenz der Gebirgskantone (RKGK), dass die
Wasserkraft im Paket zu wenig stark bertcksichtigt werde, und der SVP stiess das
Revisionspaket grundsatzlich bitter auf, da sie eine Verlangerung der staatlichen
Forderfinanzierung ablehnte. Diverse Vernehmlassungsteilnehmende wirden es zudem
als sinnvoll erachten, die zweite grosse Vorlage zur Offnung des Strommarktes
(StromVG) mit dieser Revision zusammen zu behandeln. Verschiedenste
parlamentarische Vorstosse nahmen Teile dieser geplanten Revision vorweg oder
verlangten einen Einbezug gewisser zusatzlicher Anliegen in ebendieser Revision. Bei
der Fotovoltaik beispielsweise zielten drei Vorstosse darauf ab, bei grossen Anlagen ein
wettbewerbliches Ausschreibemodell fir Investitionsbeitrdge einzufiihren (Pa.lv.
19.493; Pa.lv. 18.481; Pa.lv. 20.401). Ein solches Modell sah auch der Vorentwurf
zuhanden der Vernehmlassenden vor. Ebenfalls zielten verschiedenste Vorstosse darauf
ab, Verfahren bei der Errichtung von erneuerbaren Anlagen zu vereinfachen und damit
den Ausbau dieser Energien anzukurbeln (Mo. 19.3755; Mo. 19.7258; Po. 19.3730). Eine
Beschleunigung des Ausbaus von erneuerbaren Energien wurde beispielsweise auch mit
einer noch nicht behandelten parlamentarischen Initiative (Pa.lv. 20.441) verlangt, die
bei der Interessenabwégung zwischen dem Ausbau von erneuerbaren Energien und
anderen nationalen Interessen Erstere als vorrangig erachten wollte. Die UREK-NR
wollte dem Problem von langwierigen Verzogerungen bei der Realisierung von
erneuerbaren Energieprojekten hingegen mit einer Gesamtplanung begegnen (Mo.
20.4268) und sistierte die parlamentarische Initiative. Mit dem
Forschungsférderinstrument SWEET und dem gesprochenen Kredit bis 2028 kann der
Bundesrat zudem die wissenschaftlichen Untersuchungen zu erneuerbaren Energien
auch kunftig finanziell unterstlitzen, nachdem beide Rate dem Paket zugestimmt
hatten.

Nebst der vorgesehenen Anderung des Energiegesetzes erhielt auch das Thema der
Investitionskontrollen weiterhin einen hohen Stellenwert. So forderten zwei
parlamentarische Vorstésse (Pa.lv. 16.498; Mo. 20.3461) eine Einschréankung des
Verkaufs wichtiger Infrastrukturen der Schweiz an auslandische Unternehmen. Damit
soll ein Kontrollverlust Uber sogenannte «kritische Infrastrukturen» der Schweiz
verhindert werden. Der Nationalrat verlangerte im Sommer die Behandlungsfrist der
genannten parlamentarischen Initiative und wies im Dezember die inhaltlich
umfassendere Motion an seine UREK zurlck mit der Bitte, das Anliegen doch im
Rahmen der weiter fortgeschrittenen parlamentarischen Initiative zu behandeln, zumal
diese in der Zwischenzeit gemass dem allgemeinen Tenor als der bessere Weg
angesehen werde.

Im Bereich der Kernenergie geschah im Vergleich zu anderen Jahren recht wenig.
Gegenulber dem Vorjahr reduzierte sich die gemessene Zeitungsberichterstattung zur
Atompolitik  beispielsweise um Uber zwei Drittel. Nebst den beginnenden
Rickbauarbeiten des AKW Miuhleberg erlangte die definitive Abschaltung des stark in
Kritik gestandenen elsassischen AKW Fessenheim nahe der Stadt Basel eine gewisse
mediale Aufmerksamkeit. Des Weiteren wurde in der Presse im Berichtsjahr tGber die
Sicherheit von Atomkraftwerken und die Aufrechterhaltung des Betriebs wahrend der
Corona-Pandemie berichtet. Der Rlckgang der medialen Berichterstattung Uber
Atomenergiefragen setzte mit dem Beginn der Pandemie ein und die diesem Bereich
zukommende Aufmerksamkeit verharrte das ganze Jahr Uber auf bescheidenem
Niveau.

Bei der Wasserkraft sollten mittels einer Motion (Mo. 20.3407) finanzielle
Auffangmechanismen gegen Tiefpreisphasen geschaffen werden. Der Bundesrat
empfahl die Motion zur Ablehnung, versprach aber, die Forderung nach einer
Verbesserung der Investitionssicherheit im Rahmen der genannten Revision des EnG
eingehend zu prifen. Dies animierte den Sténderat dazu, die Motion mittels
Ordnungsantrag an die zustandige UREK-SR zurtickzuweisen. Die Kommission solle das
komplexe Geschaft genauer unter die Lupe nehmen und zu einem spateren Zeitpunkt
mit der bundesratlichen Botschaft zur Revision des EnG abgleichen. Diskussionsbedarf
gab zudem auch weiterhin die Frage nach der Okologischen Aufwertung bei der
Erneuerung von Konzessionen bestehender Wasserkraftanlagen. Wahrend das
Parlament noch im Jahr 2019 eine Anpassung zugunsten der Wasserkraftbetreiber
gutgeheissen hatte, ruderte die UREK-NR 2020 zurlck und verlangte eine
Neuausrichtung des Pendels zwischen den Interessen der Wasserkraft und des
Umweltschutzes zugunsten des Letzteren (Pa. Iv. 20.434). Konkret sollen bei
Konzessionserneuerungen von bestehenden Wasserkraftanlagen Massnahmen fur die
Okologische Aufwertung durch die zustandigen Behorden verflgt werden kénnen. Die

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.24



RAPPORT
DATE: 31.12.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Schwesterkommission des Nationalrates zeigte im August jedoch vorerst wenig
Verstandnis fur das Anliegen. Zu reden gab bezogen auf eine &hnliche Frage auch ein
Projekt flr die Errichtung einer neuen Staumauer beim Triftgletscher (BE). Kurz bevor
das Berner Kantonsparlament wohl die Konzession erteilt hatte - wie der «Bund»
mutmasste -, vertagte das Bundesgericht das Vorhaben: In einem Interessenkonflikt
zwischen Naturschutz und dem Ausbau von erneuerbaren Energien wiesen die
Richterinnen und Richter in Lausanne ein Projekt zur Erhéhung der bestehenden
Grimselstaumauer (BE) und indirekt auch jenes beim Triftgletscher zurlck an den
Berner Regierungsrat. Die entsprechenden Bauvorhaben mussten im Rahmen des
kantonalen Richtplans einer Interessenabwéagung unterzogen werden, war dem
Entscheid im November zu entnehmen. Auch hier tauchte demnach die altbekannte
Frage der Ausrichtung des Pendels zwischen Nutzungs- und Umweltinteressen auf.

Nebst Fragen rund um die Wasserkraft sorgte im Bereich der fossilen Energietrager ein
spektakularer Einbruch der Erddlpreise wahrend der ersten Corona-Welle international
flr Aufsehen und liess auch die Preise an Schweizer Zapfsaulen purzeln. Diskutiert
wurde ferner die Erstellung eines Netzes von Wasserstofftankstellen. Ein
privatwirtschaftlicher ~ Zusammenschluss  von  Tankstellenbetreiberfirmen  und
Transportunternenmen wollte damit die «Huhn und Ei Frage» durchbrechen, in der
Hoffnung, dass durch den Aufbau von Infrastrukturen auch erste Fahrzeuge auf den
Schweizer Strassen mit dem neuen Treibstoff rollen werden.

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass Energiefragen im Jahr 2020 eine sehr
schwache mediale Aufmerksamkeit erzielten: Die gemessene mediale Berichterstattung
hatte sich gegenlber dem Vorjahr mehr als halbiert, was sich mit dem Fokus auf die nur
schwach mit Energiefragen in direktem Zusammenhang stehende Corona-Pandemie
erkléaren lassen durfte. Mit der Ankindigung der Revision des EnG kam aber dennoch
ein zentrales Projekt ins Rollen, das auch in den Folgejahren noch viel zu reden geben
durfte. ?

Rétrospective annuelle 2022 : Energie

En 2022, le théme de I'énergie, et plus particulierement la menace sur la sécurité de
I'approvisionnement énergétique de la Suisse, a mis sous tension I'ensemble du réseau
politique. Pour faire face a cette menace, le Conseil fédéral a été forcé d'ouvrir en
urgence le tableau électrique helvétique. Il n'a pas été le seul & enfiler son bleu de
travail. Politiciens et politiciennes, experts et expertes, ou méme citoyens et
citoyennes, n'ont pas hésité a s'exprimer pour soutenir ou court-circuiter la démarche
gouvernementale. Ainsi, en 2022, I'analyse APS des journaux démontre que neuf pour
cent des articles sur la politique helvétique traitaient du théme de I'énergie. Un pic, a
dix-sept pour cent, notamment induit par les discussions sur la hausse des prix et les
mises en consultation de diverses ordonnances du Conseil fédéral, a été enregistré ala
rentrée de septembre 2022. En comparaison, le théme de I'énergie n'a représenté que
2.2 pourcent des articles sur la politique helvétique de 2016 a 2021.

La forte volatilité sur les marchés internationaux de I'énergie, renforcée par la guerre
en Ukraine et les sanctions occidentales qui I'ont accompagnées, notamment dans le
secteur du gaz, ainsi que la hausse des prix et de la demande en électricité, mais
également l'instabilité des centrales nucléaires francaises ont plongé dans le noir la
politique énergétique helvétique. Le Conseil fédéral a donc été obligé d'avancer a
tatons. Cette incertitude I'a forcé a décliner sa stratégie tout au long de I'année.
Premierement, le gouvernement a préconisé la création d'une réserve hydroélectrique
et de centrales a gaz de réserve pour éviter un black-out électrique. Dans I'optique
d'une «réserve hiver», la centrale a gaz de réserve de Birr (AG) devrait étre
opérationnelle en février 2023. En parallele, le Conseil fédéral a adopté une
ordonnance pour augmenter temporairement la production des centrales
hydroélectriques en abaissant le débit résiduel d'eau. Deuxiemement, la conseillere
fédérale Simonetta Sommaruga a suggéré une accélération et simplification des
procédures d'autorisation pour les installations hydroélectriques et éoliennes de
grandes tailles. Une initiative parlementaire pour accélérer les projets de parcs éoliens
et les grands projets de centrales hydrauliques a également été déposée au Parlement.
Troisiemement, pour faire face a la volatilité des prix de I'électricité et éviter un
écroulement de l'approvisionnement électrique Suisse, le gouvernement a soumis au
Parlement un mécanisme de sauvetage des entreprises électriques d'importance
systémiques. Cette loi fédérale sur les aides financiéres subsidiaires (LFiEl) est une
réponse aux manques de liquidités subies par Alpiqg, a la fin décembre 2021, et au
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sauvetage d'Axpo en septembre 2022. Quatriemement, le Conseil fédéral a présenté
ses mesures prévues en cas de pénurie d'électricité. Ce plan en quatre étapes évolue
de la demande de réduction de la consommation au délestage électrique par zone.
Cinquiemement, le Conseil fédéral a lancé une campagne d'information intitulée
«L'énergie est limitée. Ne la gaspillons pas». Cette campagne a pour objectif de
renforcer |'efficacité énergétique en modifiant les habitudes de consommation des
Helvetes. Sixiemement, la guerre en Ukraine a mis en lumiere le réle du gaz dans le mix
énergétique Suisse. D'un c6té, le Conseil fedéral a joué des coudes a l'internationale
pour sécuriser des livraisons supplémentaires de gaz non russe, et également
collaborer a la mise en place d'une réserve de gaz a I'échelle européenne. D'un autre
cbté, le Conseil fédéral a concrétisé son plan de gestion réglementé en cas de pénurie
de gaz. Ce plan par étape prévoit, par exemple, une limite de température de 20 degrés
Celsius a l'intérieur des batiments, ou encore des contingentements immédiats en cas
de pénurie grave. Finalement, le gouvernement a institutionnalisé un état-major
«Pénurie d'énergie».

Présentée en 2021, la loi fédérale relative a un approvisionnement en électricité sdr
reposant sur des énergies renouvelables s'est également branchée sur le courant
continu de 2022. L'électricité des débats sur la crise énergétique a envahi la Coupole
fédérale et le Parlement a remodelé le projet de réforme de I'énergie avec des
objectifs beaucoup plus ambitieux. Dans cette optique, le Conseil fédéral et le
Parlement ont coupé le courant de la libéralisation du marché de I'électricité.

En paralléle des efforts gouvernementaux a court-terme, pour répondre a une menace
urgente, le Parlement a validé une multitude d'objets parlementaires qui avaient pour
objectif de sécuriser, a long-terme, I'approvisionnement énergétique suisse. De janvier
2022 a décembre 2022, le Parlement a adopté des motions, postulats et initiatives
parlementaires pour renforcer I'efficacité énergétique, modifier les habitudes de
consommation d'énergie des Helvetes, accélérer le remplacement des chauffages a
énergie fossile, exploiter le stockage saisonnier de chaleur, réduire la période de
reférence de marquage de ['électricité, donner acces au réseau électrique aux
personnes produisant leur propre électricité, exploiter la flexibilité de la consommation
individuelle d'électricité, intégrer les acteurs de petite ou moyenne taille sur le marché
de I'énergie de réglage, développer les réseaux intelligents, exploiter le parc de
véhicules électrique pour stocker I'énergie excédentaire, évaluer le potentiel
hydraulique de la fonte des glaciers, développer une stratégie nationale pour une
production d'hydrogéne neutre en CO2, encourager le remplacement des anciennes
chaudiéres a bois, soutenir le développement du stockage de I'énergie solaire sous
forme de gaz de syntheése, favoriser I'installation de panneaux photovoltaiques dans les
décharges et carrieres abandonnées, soumettre les inventaires fédéraux a
|"approbation du Parlement, simplifier I'installation de pompes a chaleur et soutenir le
biogaz indigene. Au final, il est intéressant de noter que la majorité de ces objets
parlementaires ont été adoptés tacitement par les chambres. En 2022, le simple
argument d'un renforcement potentiel de la sécurité d'approvisionnement suffisait
pour convaincre la totalité du spectre politique.

Pour sa part, I'énergie solaire s'est retrouvée sous le feu des projecteurs. En 2022, une
large majorité des réponses & la crise énergétique tournaient autour du soleil. En
février, le Conseil fédéral clamait sa volonté de créer des conditions-cadres pour un
boom du photovoltaique en Suisse. Etant donné I'urgence de la situation, le Parlement
a étudié la réquisition du moindre centimetre carré pour installer des panneaux
photovoltaiques: le patrimoine immobilier de la Confédération, les murs antibruit, les
facades, les toits et les couvertures existantes des CFF et de I'OFROU, les surfaces
disponibles le long des routes nationales et les grandes surfaces dans les régions de
montagne.

Si la politique helvétique s'est évertuée a stocker ou produire un maximum de
kilowattheures, les débats sociétaux et économiques se sont véritablement concentrés
sur la hausse du prix de I'énergie. La hausse du prix de I'essence a occupé tous les
esprits durant le printemps et I'été 2022 et la hausse des prix de I'électricité pour 2023
a affolé les compteurs au début de I'automne. D'apres les entrepreneurs helvétiques, la
hausse du prix de I'énergie serait un fardeau plus lourd a porter que le franc fort ou le
Covid-19. Dans un premier temps, le Conseil fédéral a mis sur pied un groupe de travail
pour étudier différentes mesures pour aider les ménages et les entreprises face a la
hausse des prix de I'énergie. Puis, plusieurs parlementaires ont déposé des objets pour
soutenir les ménages a faibles revenus grace a des aides financiéres temporaires, ou
une allocation énergie. Néanmoins, ces propositions ont été balayées dans les
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chambres. A l'identique, le Conseil fédéral a finalement conclu, & partir des
recommandations du groupe de travail, qu'il n'était pas nécessaires de prendre de
mesures extraordinaires pour soutenir les entreprises ou les ménages face a la hausse
des prix de |'énergie.

En dehors de la Coupole fédérale, les partis politiques ont mis toute leur énergie a
trouver un coupable indigéne a la crise énergétique actuelle. L'UDC a notamment
déclaré que les maux énergétiques que la Suisse rencontre actuellement ne seraient
que le fruit d'une mauvaise gestion du conseiller et des conseilleres fédérales
socialistes et démocrate-chrétienne qui se sont partagés le siége du Département
fédéral de I'énergie depuis 1995. L'élection d'Albert Rosti, et la nouvelle répartition des
départements, a fait écho a ces critiques. En effet, des 2023, un agrarien sera a la téte
du Département de I'environnement, des transports, de I'énergie et de la
communication (DETEC). Sinon, la plupart des partis politique ont mijoté leur propre
solution pour résoudre cette crise. Par exemple, le Parti socialiste a revendiqué une
restructuration compléte du marché de I'électricité. L'UDC a proposé la nomination
d'un général de I|'électricité et lancé une campagne d'affiches publicitaires sur la
hausse du prix de I'essence. Mais surtout, le PLR a proposé la levée de I'interdiction de
construire des nouvelles centrales nucléaires, décidée en mai 2017 lors de la votation
populaire sur la Stratégie énergétique 2050. Un comité d'élus de partis de droite, et
des représentant.e.s de I'économie, ont ainsi lancé l'initiative populaire «De
|'électricité pour tous en tout temps». Ces débats sur I'atome ont eu lieu en paralléle
de la décision de la Nagra d'entreposer les déchets nucléaires suisses sur le site des
Lagern, entre les cantons d'Argovie et de Zurich.

En conclusion, la politique énergétique suisse a été marquée, d'un coté, par I'activité
gouvernementale pour sécuriser |'approvisionnement énergétique helvétique a court-
terme et I'unité des partis politiques pour adopter tacitement une multitude d'objets
parlementaires liés a la sécurité de I'approvisionnement énergétique a long-terme.
Alors que, d'un autre cété, les (en)jeux politiques dans la presse et la décision de ne pas
aider les ménages et entreprises face a la hausse des prix de |'énergie, malgré les

nombreux appels du pied relayés par la presse, ont également résonné en Suisse. *

Rétrospective sur la 51éme législature : Energie
Auteur.e.s : Guillaume Zumofen, Marco Ackermann et Anja Heidelberger
Etat au 17.08.2023

Durant la 51éme législature, la discussion autour de I’approvisionnement en électricité
fut centrale pour la politique énergétique. Au début de la législature, I'accent a été mis
sur la révision de la loi sur I'énergie (EnG) qui devait permettre de prolonger les
mesures d’encouragements en vigueur depuis 2017 ainsi que de renforcer leur
compétitivite. D’autre part, un avant-projet de la révision de la loi sur
|"approvisionnement en électricité prévoyant la libéralisation compléte du marché
électrique était déja en discussion a ce moment-la, alors qu’un accord sur I"électricité
avec I'UE restait sujet a des négociations en lien avec ce dossier. En 2021, ce dernier
s’est vu retardé en raison de linterruption des négociations sur I'accord cadre. En
effet, comme I'accord-cadre était pour I'UE une condition préalable pour un accord sur
|"électricité, les échanges sur I'accord sur I'électricité ont été mis de cété.

En juin 2021, le Conseil fédéral a présenté son message pour une loi fédérale relative a
un approvisionnement en électricité sOr reposant sur des énergies renouvelables, dans
laquelle il a combiné les deux révisions en suspens. Ainsi, la loi comprenait une
augmentation des capacités nationales en énergies renouvelables, la création d'une
réserve d'électricité pour I'hiver et la libéralisation compléte du marché suisse de
|'électricité. Au cours de la ble législature, aucun autre projet n'a été aussi longuement
débattu au Parlement (mesuré par le nombre de mots utilisé par les politicien.ne.s).
Cependant, la loi n"a pas encore pu étre finalisée. Afin d'éviter I'expiration fin 2022 de
certaines mesures de promotion de lI'énergie prévues dans le premier paquet
énergétique de la stratégie énergétique 2050, le Parlement a établi une solution
transitoire.

Le theme de I'approvisionnement en électricité a occupé le haut de I'agenda durant
|'année 2022. Premierement, le prix et la demande en énergie ont augmenté en raison
de la forte volatilité du marché international de I'énergie - renforcée par la guerre en
Ukraine et les sanctions occidentales qui I'ont accompagnées - et ont généré de
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I'inflation. De plus, I'instabilité des centrales nucléaires francaises a donné naissance a
des inquiétudes concernant une pénurie d’électricité durant I'hiver 2022/2023 et des
prix encore plus hauts pour I'année suivante. En réaction, le Conseil fédéral a pris
plusieurs mesures sur le court et moyen terme. Il a suggéré la création d’une réserve
hydroélectrique et de centrales a gaz de réserve, a réduit le débit résiduel des centrales
hydroélectriques, a prévu d’accélérer et de simplifier les procédures d'autorisation
pour les grandes installations hydroélectriques et éoliennes et a aussi élaboré une
stratégie en cas de pénurie d’électricité et de gaz. Le Parlement a, en outre, écrit une
loi urgente pour I'expansion du photovoltaique, notamment en montagne, tout comme
pour confirmer le rehaussement du barrage de Grimsel. Le soutien financier
d’entreprises électriques d’importance systémique a aussi été nécessaire, afin de
contrer une faillite a cause d’'un manque de liquidité - Alpig et Axpo ont notamment été
touchés par des difficultés financieres. Cette loi a suscité des débats importants au
Parlement. Parallelement, le Parlement a adopté de nombreuses interventions visant a
garantir I'approvisionnement énergétique de la Suisse sur le long terme.

Le nucléaire est un sujet qui n"a cessé de revenir sur le tapis. Il a été central en un sens
le 20 décembre 2019 avec la mise a I'arrét de la centrale nucléaire de Mihleberg (BE);
premiere centrale nucléaire conventionnelle a étre mise a l'arrét en Suisse. En
septembre 2022, aprés de nombreuses années de procédure d’analyse, la Nagra a
défini un lieu en profondeur sur le site nord de Lagern entre les cantons d’Argovie et de
Zurich qui permettra de stocker les déchets radioactifs. Mais aussi, compte tenu de la
pénurie d'électricité, I'exigence de lever l'interdiction de construire de nouvelles
centrales nucléaires, basée sur la Stratégie énergétique 2050, a recu un nouvel élan en
2022 - stimulé entre autres par le lancement de l'initiative populaire «De [|'électricité
pour tous en tout temps. Stop au black-out», qui voulait considérer comme admissibles
«toute forme de production d’électricité respectueuse du climat>».

En conclusion, afin de sécuriser I'approvisionnement énergétique helvétique, le
Parlement n’a, d'un coté, pas hésité a booster a long terme les énergies renouvelables
comme le photovoltaique, I’'éolien ou encore I'hydroélectrique mais également, d'un
autre cOté, na pas hésité a ressortir de sa manche des énergies non renouvelables
comme le gaz ou le nucléaire.

Les rétrospectives annuelles:
2020
2021
2022

Rétrospective annuelle 2023: Energie

En 2023, bien que le spectre d'une pénurie d'électricité se soit progressivement dilué,
le theme de I'énergie a maintenu sous haute tension la Coupole fédérale. L'analyse APS
des journaux confirme cette tendance. Si le nombre d'articles de journaux qui traitaient
du théme de I'énergie a été divisé par deux en comparaison a 2022 (3.9 pour cent en
2023; 8.8 pour cent en 2022), il demeure largement supérieur aux moyennes de 2021
(1.9 pour cent), 2020 (1.6 pour cent) et 2019 (1.9 pour cent). En plus des débats sur la
réforme de |'énergie, pierre angulaire de la politique énergétique, les député.e.s et
sénateur.trice.s ont croisé le fer sur de nombreux objets parlementaires. Au
programme: accélération des procédures, efficacité énergétique, sécurité
d'approvisionnement et mix énergétique. Dans ce champ électrique, les regards ont
souvent convergé vers le nouveau ministre de I'Energie, le conseiller fédéral UDC Albert
Rosti. S'il a martelé, des son entrée en fonction, I'importance du développement des
énergies renouvelables indigénes, avec comme leitmotiv il faut «électrifier pour
décarboner», son action politique a été scrutée autant par son parti politique que par
les autres partis politiques.

La loi fédérale relative & un approvisionnement en électricité sir reposant sur des
énergies renouvelables se présente comme une boussole pour la politique énergétique
suisse d'aujourd'hui et de demain. Dans les faits, les deux chambres se sont accordées
sur des objectifs de production d'énergies renouvelables plus ambitieux
qu'initialement souhaités par le Conseil fédéral, ont trouvé un compromis sur les débits
résiduels et les biotopes, symboles d'une tension entre les objectifs énergétiques et les
objectifs de biodiversité et de protection de la nature, ont renforcé |'offensive solaire
et ont rejeté la libéralisation du marché de I'électricité mais ouvert la porte a des
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communautés électriques. En revanche, le lancement de deux référendums, en octobre
2023, a déja pour objectif de court-circuiter cette réforme de I'énergie.

Pour augmenter la production d'énergies renouvelables indigénes et pour sécuriser
|'approvisionnement énergétique helvétique, I'accélération et la simplification des
procédures pour les installations de production d'énergies renouvelables ont occupé la
scene fédérale, mais aussi cantonale. L'Assemblée fédérale a validé la loi urgente sur
|'accélération des procédures d'autorisation pour les installations éoliennes. Puis, le
Conseil fédéral a présenté un message sur la modification de la loi sur I'énergie (LEne)
qui vise l'accélération des procédures de planification et de construction des grandes
centrales de production d'énergies renouvelables. Ces discussions se sont embrasées
en septembre 2023 avec le Non en Valais pour le décret cantonal concernant la
procédure d'autorisation de construire de grandes installations photovoltaiques.
L'analyse APS des articles de presse sur la politique suisse note d'ailleurs un pic des
articles de journaux sur le theme de I'énergie au mois de septembre 2023, notamment
lié au traitement médiatique de cette votation cantonale. Finalement, si l'initiative
populaire intitulée «Chaque kilowattheure indigene et renouvelable compte!» abouti,
elle permettra a I'ensemble de la population helvétique de se prononcer.

En plus de l'augmentation de la production d'énergie, plusieurs parlementaires n'ont
pas hésité a abattre la carte de |'efficacité énergétique. Les chambres ont avancé sur
I'identification et [I'exploitation des nouveaux potentiels en matiere d'efficacité
énergétique, I'exemption de contingentement pour les entreprises qui implémentent
des mesures d'efficacité énergétique précoces et durables, I'utilisation des grandes
quantités de chaleur résiduelle, et le stockage saisonnier des excédents électriques. En
parallele, la presse s'est faite I'écho d'une baisse de la consommation globale
d'électricité et de I'énergie en 2022, probablement induite par la hausse des prix de
I'énergie et/ou la campagne de sensibilisation du gouvernement. La hausse des prix de
I'électricité a d'ailleurs amené de l'eau au moulin des discussions sur [|'efficacité
énergétique.

Les infrastructures énergétiques ont également été au cceur des discussions. Le
Conseil national a validé le projet de loi sur l'intégration des infrastructures
stratégiques du secteur énergétique dans la Lex Koller et adopté tacitement une
motion sur la nécessité de légiférer les risques liés aux entreprises énergétiques
d'importance systémique.

Finalement, les agents énergétiques ont connu des fortunes diverses. Premierement,
les projets de parcs solaires ont continué de fleurir sur les Alpes suisses et la votation
populaire valaisanne a prolongé ce débat. Deuxiemement, le Conseil fédéral a appuyé
sur l'accélérateur de lI'offensive éolienne, avec notamment la loi urgente sur
|'accélération des procédures d'autorisation pour les installations éoliennes.
Troisiemement, les appels d'offre pour la réserve hydroélectricité ont permis de
constituer une réserve de 400 GWh pour I'hiver 2023/2024. Les investissements pour
les agrandissements et la rénovation des installations hydroélectriques ont été
également débattus avec succes au Parlement. Quatriemement, le PLR et I'UDC ont
ressorti, sans succes, |'énergie nucléaire des cartons de la politique Suisse. Les
questions de la prolongation de I|'exploitation ou de la construction de nouvelles
centrales nucléaires n'ont pas trouvé grace aux yeux de ['Assemblée fédérale.
Cinquiemement, I'ordonnance sur la réserve de gaz a été appliquée, avec notamment
les centrales a gaz de réserve, et des discussions sur sa prorogation ont été entamées.
Sixiemement, le Conseil fédéral a publié un rapport sur le futur de I'hydrogéne en
Suisse et une motion pour le développement d'une stratégie nationale de production
I'nydrogéne a été adoptée par I'Assemblée fédérale. *
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Politique énergétique

La Commission fédérale de I'électricité (EICom) a révisé ses prévisions sur
I'approvisionnement en électricité a I'horizon 2035. En effet, le contexte international,
avec notamment la guerre en Ukraine, le risque de pénurie de gaz et la faible
production électrique des centrales nucléaires francaises, a forcé I'EICom a réviser ses
hypotheses de 2021. Au final, aucun des nouveaux scénarios ne prédit une insécurité de
|"approvisionnement. Néanmoins, selon les chiffres, une capacité de réserve de 400
MW, combinée a une politique préventive, garantirait la sécurité de
I'approvisionnement électrique a moyen terme. D'apres I'EICom, ces simulations
doivent étre réévaluées en permanence afin d'ajuster les hypothéses de base au
contexte international fluctuant. ®

Force hydraulique

La discussion concernant le projet, tres controversé, d'extension des installations
hydro-électriques du Grimsel (BE), s'est vue enrichie, en 1990, par un rapport des
offices fédéraux de I'énergie (OFEN) et de I'économie des eaux (OFEE). Selon celui-ci,
cette construction serait conforme a ses buts puisqu'elle permettrait une meilleure
utilisation du potentiel hydraulique, notamment par le transfert de la production
énergétique de I'été vers I'hiver. Cependant, ces constats ne disent rien des
répercussions de Grimsel-Ouest sur I'environnement ni de son adéquation avec les
nécessités de I'approvisionnement helvétique. Néanmoins, fortes de ces positions, les
Forces motrices de I'Oberhasli, instigatrices de ce dessein, ont décidé de poursuivre sa
réalisation. Elles ont cependant requis un délai afin de procéder a des ajustements
(notamment au niveau de certains captages et des bassins différentiels), qui devraient
étre intégrés a la demande de concession en 1991. ¢

A la suite de la publication en 1991 du rapport sur les répercussions écologiques du
projet de construction de cing barrages successifs sur le Rhin entre Triibbach (SG) et
Sennwald (SG) a la frontiére avec le Liechtenstein, de nombreuses oppositions (environ
600) sont parvenues aux autorités saint-galloises. Selon les opposants, I'étude
effectuée par les promoteurs serait incompléte et resterait trop vague sur les impacts
écologiques. ’

Suite & la publication d'un rapport de I'Office fédéral de I'environnement, des foréts
et du paysage (OFEFP) selon lequel le projet de construction de cing barrages
successifs sur le Rhin le long de la frontiere entre la Suisse et le Liechtenstein porterait
une trop forte atteinte a I'environnement, ainsi qu'apres les discussions entre la
Confédération, les autorités de la Principauté et celles du canton de St-Gall, les
négociations sur une convention internationale ont été interrompues. Le projet devra
donc étre remanié afin de limiter son impact sur I'environnement. ®

In Erflllung eines Postulats Engler (cvp, GR) von 2013 legte der Bundesrat im Dezember
2017 seinen Bericht ,Nachhaltige Rahmenbedingungen fiir die Wasserkraft™ vor. Laut
dem Bericht kann die angestrebte Produktionserhéhung in der Wasserkraft nur erreicht
werden, wenn die bestehende Produktion erhalten und zudem das Zubaupotenzial der
Klein- und Grosswasserkraftwerke realisiert wird. Als Teil des ersten Massnahmenpakets
der Energiestrategie 2050 werden neben den schon bestehenden Férderinstrumenten
fur Kleinwasserkraftwerke zwei neue Forderinstrumente fur Grosswasserkraftwerke
geschaffen. Die neue Marktpramie soll die bestehenden Wasserkraftanlagen stitzen
und Investitionsbeitrage sollen fir Neuanlagen und Erweiterungen bereitgestellt
werden. Im neuen Energiegesetz ist auch der Auftrag an den Bundesrat enthalten, bis
2019 einen Erlassentwurf fur die Einfihrung eines neuen Marktmodells auszuarbeiten.
Die Forderung des Postulates Engler nach besseren Rahmenbedingungen fir die
Wasserkraft sieht der Bundesrat damit als erfillt. ?
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Protection de I'environnement
Protection de I'environnement

Jahresriickblick 2022: Umweltschutz

Zentrales Thema im Bereich des Umweltschutzes war 2022 erneut die Klimapolitik.
Dabei standen die Diskussionen um die Gletscherinitiative respektive allen voran um
deren indirekten Gegenvorschlag im Zentrum der politischen Aufmerksamkeit: Mit
dieser in der Herbstsession unter Dach und Fach gebrachten Vorlage in Form des
«Bundesgesetzes Uber die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Starkung der
Energiesicherheit» beschlossen die Réate, dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral
werden soll. Dies soll unter anderem mit Emissionsreduktionszielen in den einzelnen
Sektoren Gebaude, Verkehr und Industrie, einem Sonderprogramm zum Ersatz von
fossilen Heizungsanlagen und zur Stérkung der Energieeffizienz sowie mit der
Foérderung von neuartigen Technologien und Prozessen sichergestellt werden. Die SVP
ergriff gegen die von ihr als «Stromfresser-Gesetz» bezeichnete Vorlage das
Referendum. Auch gegen das dringliche Bundesgesetz, mit dem das Parlament den
Ausbau der Photovoltaik mittels grossflachiger Anlagen in den Bergen voranbringen will,
wurde das Referendum ergriffen.

Im Berichtsjahr stellte der Bundesrat zudem das CO2-Gesetz fiir die Zeit nach 2024
vor, das an das geltende CO2-Gesetz anknlpfte, welches vom Parlament bis 2024
verlangert worden war. Ziel ist eine Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2030
gegenuber 1990 um 50 Prozent, was mit konkreten Massnahmen und finanziellen
Mitteln Uber insgesamt CHF 4.1 Mrd in den verschiedensten Bereichen, wie etwa dem
Verkehrswesen, beim Import von Treibstoffen, aber auch beim Finanzmarkt erreicht
werden soll.

Im September 2022 startete schliesslich die Unterschriftensammlung fur die
Klimafonds-Initiative, mit der die SP und die Grinen einen Fonds zur Finanzierung von
Massnahmen einrichten wollen, die den Klimawandel und seine Folgen fur Mensch,
Wirtschaft und Umwelt in Ubereinstimmung mit dem Klimaabkommen von Paris
bekampfen.

Trotz dieser verschiedenen Projekte blieb die mediale Berichterstattung zum Thema
Umweltschutz im Jahr 2022 jedoch hinter derjenigen des Vorjahrs zurtck, als an der
Urne Uber das CO2-Gesetz abgestimmt worden war. Jedoch sorgte der heisse Sommer
2022 fur einen Anstieg der Medienberichterstattung zum Thema «Klimapolitik» sowie
zum Thema «Schutz vor Naturgefahren». Letzteres wurde aufgrund mehrerer
Hitzeperioden sowie der in manchen Regionen der Schweiz stark ausgepragten
Trockenheit in zahlreichen Zeitungsartikeln diskutiert - insbesondere im Hinblick auf
die Situation in der Landwirtschaft (vgl. Abbildung 1).

Beim Biodiversitats- und Landschaftsschutz stand der vermeintliche oder tatsachliche
Widerspruch zwischen Naturschutz und Ausbau der erneuerbaren Energien im Fokus
von Medien und Politik. Im Frihjahr 2022 gab es einige Medienaufmerksamkeit zu
Projekten in den Bereichen Photovoltaik und Wasserkraft sowie zu den diesbezuglichen
Reaktionen von Organisationen des Natur- und Landschaftsschutzes. So stiess etwa ein
geplanter Photovoltaikpark im Hochgebirge oberhalb von Gondo (VS) bei der ENHK auf
Widerstand. Deren Prasidentin Heidi Z'graggen (mitte, UR) wehrte sich gegen die
«Verunstaltung» der Schweizer Landschaften durch Solarpanels. In einer Motion
forderte sie deshalb ein Moratorium fiir den Bau solcher Anlagen. Uberdies wehrte sich
die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz im Nachgang zu einem runden Tisch zur
Wasserkraft gegen einen neuen Stausee am Gornergletscher und die Organisation Aqua
Viva opponierte zusammen mit dem Grimselverein gegen einen geplanten Stausee beim
Triftgletscher. Als Grund fir den Widerstand wurde in beiden Fallen der
Landschaftsschutz vorgebracht.

Das Dilemma zwischen Ausbau der Erneuerbaren und Schutz der Umwelt fand auch im
Rahmen der nationalratlichen Debatte Uber die Biodiversitétsinitiative und deren
indirekten Gegenvorschlag ihren Niederschlag. Dazu gesellten sich intensive Debatten
Uber den Schutz der Biodiversitdt und der diesbezliglichen - je nach Sichtweise
positiven oder negativen - Folgen fur die Landwirtschaft. Wahrend sich der Nationalrat
in der Herbstsession flr den indirekten Gegenvorschlag und flir einen qualitativen
Ansatz des Biodiversitatsschutzes anstelle eines konkreten Flachenziels aussprach,
konnte sich die kleine Kammer im Berichtsjahr noch nicht zur Vorlage dussern.

Beim Thema Gewasserschutz flihrte ein Bericht der GPK-NR zum Grundwasserschutz,
der insbesondere die Vollzugsdefizite der Kantone beim planerischen
Grundwasserschutz bemangelte, zur Einreichung dreier Vorstésse ebendieser
Kommission: Eine erste Motion verlangte verbindliche Fristen fir die Umsetzung aller
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rechtlich vorgesehener Massnahmen des planerischen Grundwasserschutzes, eine
zweite Motion wollte, dass das geltende Gewasserschutzrecht um Aufsichts- und
Interventionsmaoglichkeiten beim Vollzug erweitert wird, und ein Postulat forderte die
Prifung und gegebenenfalls die Anpassung des Gewasserschutzprogramms in der
Landwirtschaft. Alle drei Vorstésse wurden in der Wintersession 2022 vom Nationalrat
gutgeheissen.

2022 gab es schliesslich auch Fortschritte beim Thema Abfallvermeidung: Ein auf die
parlamentarische Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft stérken» zurlickgehender
Entwurf in Form einer Revision des USG war in der Vernehmlassung grundsatzlich
positivaufgenommen worden. Die Vorlage, die den Grundsatz der Ressourcenschonung
im USG verankern will und die Massnahmen in zahlreichen Bereichen, wie etwa beim
Abfallwesen, beim Littering, beim Produktedesign oder im Bausektor fordert, wird wohl
néchstes Jahr im Parlament diskutiert werden. ™

Protection de la nature

In den Diskussionen zur Standesinitiative des Kantons Bern (Kt. lv. BE 16.316) hatte die
UREK-SR festgehalten, dass der Erhalt der Schweizer Moore womdglich weitere
Schutzmassnahmen erfordere. Folglich hatte sie die Verwaltung 2017 damit beauftragt,
in einem Bericht rechtliche und sachliche Fragen zum Moorschutz in der Schweiz zu
beantworten. Nach Kenntnisnahme des Berichts erkannte die Kommission im Winter
2018 jedoch keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf, den Moorschutz weiter
auszubauen. "

1) APS-Zeitungsanalyse 2019 - Energie

2) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Energie

3) Analyse APS des journaux 2022 - Energie

4) Analyse APS des journaux 2023 - Energie

5) Communiqué de presse 28.7.23 (2)

6) Presse du 16.1.90; Bund, 7.7., 9.8. et 29.12.90; 24 Heures, 30.7.90; NZZ, 14.8.90 (rapport des offices fédéraux); Lib.,
29.10.90; BZ, 29.12.90.

7) SGT, 3.2 et 21.5.92; TA, 22.5.92; NZZ, 23.5.92.

8) Rapp. gest. 1994, p. 251ss.; SHZ, 15.12.94.

9) Bericht BR

10) APS-Zeitungsanalyse 2022 - Umweltschutz

11) Bericht UREK-SR Moorschutz vom 29.10.18; Medienmitteilung UREK-SR vom 14.11.18
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